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ärmliche Anfragen u. Anträge im Landtag
Ferngasversorgung — Einmütige Stellungnahme gegen das Privatkapital — Gegen die Wohnungszwangs -

^ „ Wirtschaft — Die schwarze Liste der Mannheimer Hausbesitzer — Kleine Gesetze — Anträge
««*4 #ltiMt

ni)taa behandelte heute zu Beginn seiner Sitzung eine >
* * ^raße , nämlich die der Ferngasversorgung . Eine '

wissen , ob die Regierung diese Angelegenheit mit
> t£ Aufmerksamkeit verfolge und sich im Interesse der Ee-
’ hK t ^ie »

Un^ Verbraucher einen möglichst weitgehenden Einfluh
r IW» ^ ^^ugaseinrichtungen zu sichern bemüht sei . Svrecher bei

^J8en ftan^ der Tagesordnung waren die Abgeordneten , dieb"
Itzzx

En Gemeinden auf den Rathäusern tätig sind , Stadträte
^ weister. Eine einheitliche Meinung war aber bei dieser«ße nicht festzustellen. Die Regierung war zurückhaltend,n in Anbetracht der ungeklärten Verhältnisse verstehen

das grobzügige Mannheim -Frankfurter Ferngas -
\m m - ~
•
®

1
'Ä Kti Um - _ _

«nt*
" Enig Gegenliebe fand , ist uns unverständlich. Erfreu -

lelleß lto
CSen W die Feststellung, dah das ganze Haus sich entschie-* En die Pläue des Privatkapitals wandte , ja geradezu eine

^ Ausschaltung des Privatkavitals bei Verwirklichung der
int ßj nj , wünschte. Diesen Fortschritt auf bürgerlicher Seite wollen
& I » *£• ®cnuetuuna verzeichnen. Vielleicht, vielleicht dämmert

t

b 'e, i doch allmählich die Erkenntnis , dab der Einfluhtutt ^ uatkavitals auch auf allen anderen Wirtschaftsgebieten
^ Und verhängnisvoll ist. Allzu grobe Hoffnungen hegen'"t * C 1"®5 nicht.
letj

1 ®- Au hatte das Bedürfnis sich bei seinen badischen Laus¬
ig in empfehlende Erinnerung zu bringen , und deshalb in-

ps ^ 1,
kr die übliche Debatte über die Wohnungszwangswirtschaft .

• ly unser Abg. Freidhof auf die Anfrage des Herrn
l .

' ^ ufrage über die schwären Listen der Mannheimer
rß>' !Ml ?ßUer einbrachte, kam die Aktion des Herrn v . Au so ziemlichtkrtreffen, seine Wablaktim versank in Svott und Heiter-we»?

X

5®Qt,

es verdient war !
Aachmittag wurde sodann ein tüchtiges Stück Arbeit gelei-*' ganze Anzahl Gesuche — allerdings von nicht überragen -

tung — wurde verabschiedet, auch noch einige .Anträge er-'a& in der Zeit der Auseinandersetzungen über den Ein -
über Grob-Deutschland, über die Vereinigten Staaten'

^ °a > ein Abgeordneter auch noch Sorge hat , dab die muster-* Landeskinder vor den hessischen , pfälzischen , württem -
Ausländern , von den vreubischen gar nicht zu reden, ihre

9 erhalten , zeigt, dab trotzdem der richtige und wahre^eter nie und nimmer seinen Kirchturm vergibt . hw.

(13. Sitzung .)
hw. Karlsruhe , 24. Januar ,

ui Baumgartner eröffnet nach 9.15 Ubr die Sitzung . —
. * (D .Bolksv .) wendet sich in einer Erklärung gegenin der Reuen Badischen Landeszeitung über seine°«r Reichsbanner—Stahlhelm -Debatte , er habe genau das
ßesagt .

. Mer Punkt der Tagesordnung begründet Abg. Kühn (3 .)"che Anfrage betr.
Ferngasversorgung

Ut !' > wird angefragt , was sie bisher getan habe, um sich“ ‘«M » der Gemeinden und Verbraucher einen möglichst
i7j »ii auf die Ferngasversorgungseinrichtungen zu sichern."Nfvagx wird von

Minister des Innern Dr. Remmele

S ,

Der Minister zählt die verschiedenen Werke auf . esL nur drei , an denen Privatkavital beteiligt ist. Alle
^ Ae sind in gemeindlichem Besitz. Das Land hat keine

: sich an der Gasversorgung zu beteiligen . Die Reckie-
q? 1 Meinung , dah die Gemeinden in erster Linie die Auf-

»u überlegen , wie sie sich gegen Pläne des Privatkavi -
^ n wollen. Die Möglichkeit, eine unzweckmähige Eas -in verhindern , hat di« Regierung nach dem Wortlaut

f>iH,^ °eordnung. Die Regierung ist bereit , sich durch ihre15 >n dem eingesetzten Ausschuh vertreten zu lassen .
Abg. Maier -Heidelberg (603 .)

^ töe Aktualität dieser Frage . An eine ganze Reibe
bereits ganz konkrete Angebote der Koblenverwertungs -

^ Lieferung von Gas ergangen , die Städte haben aber
^ abgelehnt . An der Ruhr entfällt allein das Dreifache
^ .« Nebenprodukt wie in allen anderen deutschen Städten

Technisch ist die Frage der zentralen Ferngasver -
ch» « Bevölkerung und Gemeinden hat die Frage

Bedeutung , als damit auch das Koksmonovol verbun -
StjL3 ^ Koblenverwertungs -A.-G . besitzt. Daneben droht
■Ä , bes Easmonovols . Wir stehen der Frage skeptisch
0 w Das Problem muh gemeinwirtschaftlich aufgezogen
? wäre die Regelung dieser Sache Angelegenheit des
»NrtrL Gesetzgebung muh eingreifen und dafür sorgen , dah
Nrn^ aung gemeinwirtschaftlich geregelt wird . Die Antwort
?ni«/ ^ !sters sollte nicht allgemein gelten , sondern nur fürFälle .
ä S 11« kommt sodann auf die bisherige Organisation der

7,
" Iorgung zu sprechen . Di« groben Städte haben die

1 btudienkommission wobl unter dem Einfluh der
Ä o&aeleJmt. Mannheim bat allerdings diese Ver-
i^ ? " chbrochen und sich mit Frankfurt zummmengetan.
1 sich mit den übrigen unterbadischen Städten zu-
tir 9«ft s unfl iß^en sollen . Der Redner wendet sich besonders
t. \ tDj?s Vorgehen Mannheims . — Bei der bezirksweise«

..? an möglichst vernünftig vorgeben. Die vrivaten
- " .- v . „ . - Die Gemeinden

um der Koblenver -
_ j au sein . Den Stn^

LV »u »u dieser Frage lehnen wir ab . Das Land
v i^ E>n , um Gesetze »ur Gasversorgung »u machen . Das

der s . eichs. Wir begrüben auch , dah der Städtevcr -
^ »k^ ^ udiengesellschaft beigetreten ist . (Bravo ! bei den

mit dieser Frage wird auch ein Antrag der
1 x ?beIt, den Abg. Lechleiter begründete . Der .An-
I iitz? sie„ j . °ah die kommunalen Verwaltungen mit Privat -

, *oih® bet ^ «
.. Verträge abschlieben dürfen , und dah die Be- .» *W ^ «^ Unai^ Evolkerung mit Gas , Elektrizität und Wasser nur

x staatlicher Grundlage erfolgen dürfe . — Abg.
Ifll I "» ,^ iIq^ °E9rüht die Erklärung des Minister . Wenn der
| i** Jtn Mannheim und Frankfurt erfolgen würde , dann"EUtender Faktor , mit dem die anderen Städte zuAeduer regt Schaffung einer Beratungsstelle beim

für kleinere Gemeinden an . Auch die Bezirks-
tätig sein. Die Regierung mühte dauernd

tz, Koblenverwertungs -A.-E . ibr Augenmerk schen -
I JlX1* ti Abo

" kBürg. 3550 .) stimmt der Erklärung der Regie-
^ (3enir .) meint , dab Beratungsstellen

Dersorgungsgebiete nicht genügen würden.f it.,Ä,Wrx ’ unfl eines Eeneralvlanes für das ganze Land,
' t ,. n ; as Interesse des Konsumenten sein, möglichste

fd * b>« löslichste Billigkeit . - Abg. Wolfhard ( Dem.)Uw einerkungen des Abg. Maier-Heidelberg über das

Mit der Erklärung der Regierung ist der

ist folgender Antrag einge-

Vorgehen Mannheims .
Redner einverstanden .

Von den Regierungsparteien
gangen :

Die Regierung wird ersucht , der Frage der Gasfernversorgung
im Interesse der Allgemeinheit wie seither auch in Zukunft beson¬
dere Beachtung zu schenken, insbesondere zu prüfen , ob die Mit¬
arbeit der badischen Regierung bei der Studienkommisiion und die
Ausarbeitung eines Generalplanes zweckmäbig ist.

Minister des Innern Dr . Remmele wendet sich gegen den kom¬
munistischen Antrag , der gröhtenteils undurchführbar sei . Die Ver¬
einigung der Gemeinden und deren gegenseitige Verständigung ist
wertvoller , wie wenn die Regierung von oben herunter eingreist .
Deshalb lehne er auch einen Generalvlan ab.

Nach den Schluhworten der Abgg. Lechleiter und Kühn be¬
schwert sich in einer persönlichen Bemerkung Abg. Mathes darüber ,dah nur die Regierungsvarteien den Antrag unterschrieben hätten ,worauf ihm von den Abgg. Maier -Heidelberg und Kühn erklärt
wird , dab es ihm und den Deutschnationalen unbenommen bleibe,seinen Namen unter den Antrag zu setzen . Der Antrag der Kom¬
munisten wird hierauf mit 37 gegen 4 Stimmen , bei Enthaltung
der sozialdemokratischen Fraktion , abgelehnt . Der Antrag der
Regierungsvarteien wird einstimmig angenommen.

Die Wohnungszwangswirtschaft
Abg . v. Au (Bürgerl .Vgg.) begründet eine förmliche Anfrage ,indem die Regierung gefragt wird , was sie bis jetzt zur Ausführung

eines Landtagsbeschlusses vom l . Juli 1927 getan habe, in der
sie ersucht wurde , die Lockerung der Zwangswirtschaft im Woh¬
nungswesen weiterzuführen . Der Redner behauptet , die Regierung
habe bis jetzt nichts getan .

Minister des Innern Dr. Remmele
erwidert auf die Anfrage , dah jener Beichluh wörtlich bis jetzt noch
nicht durchgefiihrt worden sei. Aber eine Absicht läge nicht vor.
Es sei bekannt, dah Verhandlungen zwischen den Länderregierunaen
und dem Reiche schwebten über die grundlegende Aenderung der
Mieterschutzgesetzgebung , die nun zum Abschluh gekommen seien .Es empfehle sich, nun weiter abzuwarten , wie die endgültige Ge¬
staltung der Gesetze seien , bis man in Baden die nötigen Mah¬
nahmen treffen könne . Vorher schon eine Aenderung vorzunebmcn
habe nicht opportun erschienen . Vorbereitungen , um schnell zu han¬
deln , wenn die Gesetze beschlossen sind , sind getroffen.

Abg. Freidhof (Soz .)
förmliche Anfrage der sozialdemokratischenbegründet folgende

Fraktion :
Ist der badischen Regierung bekannt , dah der Grund - und

Hausbesitzerverein Mannheim als „gemeinnütziger Verein " in das
Vereinsregister eingetragen wurde , der in seinen Satzungen 8 1
Ziffer 8 als Zweck des Vereins folgendes angibt :

„Er nimmt vertrauliche Mitteilungen seiner Mitglieder über
solche Mieter entgegen, welche durch Mangel an Zahlungsmitteln ,
durch ordnungswidrige Benützung der Mietobjekte , durch Begehung
strafrechtlich oder polizeilich verfolgbarer Handlungen den Vermie¬
ter schädigen , oder ihm den öffentlichen Organen gegenüber Ver¬
legenheiten bereiten , und gibt hiervon seinen Mitgliedern auf
Verlangen Kenntnis .

"
Diese Bestimmung als Zweck des Vereins verstöbt u . E . gegen

die guten Sitten .
Kann und will die Regierung hiergegen etwas unternehmen ?
Der Redner weist darauf hin , dah diese Vereinsbcstimmungen

gegen die Reichsvetfassung verstohen . Die Arbeiter in Mannheim
haben jahrlang unter den schwarzen Listen der Industriellen ge¬
litten ; sie haben einen harten Kampf gegen diese Listen geführt .
Solche schwarzen Listen sollten nun von den Hausbesitzern wieder
eingeführt werden. Der Eintrag in das Mannheimer Vereinsregi¬
ster hätte abgelehnt werden müssen .

Ministerialrat Weipert gibt namens des Justizministeriums
die Erklärung ab , dah das Registergericht befugt und verpflichtet,
die Eintragung zu löschen, wenn ein Mangel an den Voraussetzun¬
gen der Eintragung nachgewiesen wird . Es sei Sache der Mieter ,
die Nachvrüfun» durch die Gerichte zu veranlassen. Für die Ver¬
waltungsbehörden läge kein Anlah vor , Einspruch zu erheben. —
Nach dieser Erklärung wird die Sitzung um 1 Ubr abgebrochen
und die nächste Sitzung aus nachmittags V-4 Ubr festgesetzt.

14 . Sitzung
In der Nachmittagsfitzung erstattete zunächst namens des Aus¬

schusses für Rechtspflege und Verwaltung Abg. Dr . Waldeck Be¬
richt über einen kommunistischen Antrag betr .

Mieterschutz
sowie über einen denselben Gegenstand betreffenden Antrag des
Mietervereins Freiburg . Der Ausschuß beantragt , dem kommu¬
nistischen Antrag die Zustimmung zu versagen, und zwar deshalb ,
weil keinerlei Möglichkeit zurzeit für die Regierung besteht , im
Sinne des Antrages auf die Reichsregierung oder den Reichsrat
einzuwirken. Bezüglich des Antrags der Freiburger Mieter wird
Annahme zur Kenntnisnahme beantragt .

Den ersteren Antrag begründet Abg. Lechleiter ( Kom.) . Man
solle sich beim Schutz der Mieter nicht an verfassungsrechtlichen
Zwirnsfäden stohen . Der Mieterschutz solle in seiner ursprünglichen
Fassung wieder hergestellt werden . Die Gebäudesondersteuer solle
restlos für den Wohnungsbau Verwendung finden . — Abg. v . Au
( B .Vgg.) versucht die Satzungen des Mannheimer Sausbesttzerver-
eins zu verteidigen ; er hätte vielleicht dieses oder jenes geändert ,
aber sachflich halte er die Satzungen für richtig. Die schwarze Liste
sei noch nicht angelegt . Der Hausbesitzerverein Mannheim habe die
Absicht nicht , schonungslos gegen die Mieter vorzugehen. Der sei¬
nerzeitige Beschluh des Landtags sei auch dem Sinne nach nicht
durchgeführt worden. — Ein Antrag der Bürgerlichen Vereinigung
verlangt , der Landtag möge erklären , dah die Antwort der Regie¬
rung nicht der Auffassung des Hauses entspricht.

Abg. Freidhof (Soz .)
Ein Verein , der sich gemeinnützig nennt , ist nur dann gemein¬

nützig , wenn er im Interesse der Allgemeinheit Nutzen stiftet . Das
tut der Mannheimer Hausbefitzerverein nicht. Wenn ein Mieter
in Wahrung berechtigter Interessen beim Gericht Klage gegen
einen Hausbesitzer erhebt , bat dann der Hausbesitzerverein das
Recht , diesen Mieter auf die schwarze Liste zu setzen? Wir wünschen
hierüber eine eindeutige Erklärung der Regierung . Herr v . Au
hat sich beute vorwiegend gegen den deutschnationalen Reichsjustiz¬
minister wenden müssen ; er sieht also, dah selbst ein deutschnatio¬
naler Minister nicht kann, wie er will . Der Syndikus des Einzel -
bandelsverbandes hat auf der kürzlichen Tagung des Einzelhan¬
dels verlangt , dab alle Räume bis zum Mietwerte von 1700 <4(
unter den Mietzwang fallen . Es gibt also weite Kreise, die Herrn
v . Au näher stehen , wie uns , die gegenteiliger Auffassung sind , wie
Herr v . Au . Der Redner verlangt sodann die Vorlage der verlang¬
ten Entschuldungsstatistik, um einmal feststellen zu können, inwie¬
weit sich der Sausbesitz durch die Inflation entschuldet bat .

Justizminister Dr . Trunk bemerkt, dab der Justizminister nicht
dazu berufen ist, in solchen Fragen eine eindeutige Erklärung ab¬
zugeben, denn er könnt« in die Lage kommen , dab die Gerichte ihn

in ihren Urteilen dann desavouieren . Die Regierung fei in ihrer
Antwort weit gegangen. Besser und zweSkaähiger wäre aber ge¬
wesen , wenn die Bezeichnung gemcinnützg aus den Satzungen des
Mannheimer Hausbesitzervereins herausgeblieben wäre . Dieser
Auffassung scheint auch der Abg. v . Au zu sein . Der Minister kann
erst im Dienstwege Schritte unternehmen , wenn ihm Material vor¬
gelegt wird .

Abg. Dr . Föhr (Zentr .) unterstreicht die Ausführungen der
Regierungserklärung . Herr v . Au hat seinerzeit mitgeholfen , einen
Antrag des Zentrums zu Fall zu bringen , weil er ihm nicht weit
genug ging . Wenn nun noch nichts erreicht ist, so ist er selber schuld.
— Abg. v. Au (B .Vgg.) versucht die Feststellungen des Vorredners
abzuschwächen . Seine Rede ging in Heiterkeit unter . — Abg. Dr .
Mattes (DVv .) erklärt , dah seine Fraktion dem Antrag der Bür¬
gerlichen Vereinigung zustimmen werde. — Damit ist die Aus - '
spräche erschöpft . — Abg . Lechleiter ( Kom.) macht noch einige
Schluhaussührungen , worauf über die Anträge abgestimmt wird .
— Der Antrag der Bürgerlichen Vereinigung wird abgclebnt und
der Antrag des Rechtspflegeausschusses angenommen.

Es folgt nun die Abstimmung über die Anträge betr . Eröff¬
nung der Lehrerbildungsanstalten in Freiburg und Heidelberg, die
letzten Freitag zurückgestellt worden war . Der Antrag der Kommu¬
nisten, die Anstalten sollen nicht eröffnet werden , wird abgelehnt .
— Der Antrag der Deutschen Volkspartei , die Eröffnung möge
v 0 r e r st unterbleiben , wird ebenfalls abgelehnt .

lieber den Gesetzentwurf, der die Zuständigkeit der Schwur¬
gerichte bei Pressevergehen neu regelt , erstattet Abg. Dr . Wolfhard
Bericht. Der Rechtsvflegeausschuh beantragt Zustimmung zum
Gesetze. — Dem Gesetz wird ohne Debatte zugestimmt. Die Kom¬
munisten stimmen dagegen, Abg. Bock begründet bei der zweiten
Lesung des Gesetzes den ablehnenden Standpunkt seiner Eruvve .

Abg. Dr . Hoffmann berichtet über das Gesetz über die Ermäch¬
tigung von Mitgliedern oder Beamten der Jugendämter zur Auf¬
nahme vollstreckbarer Verpflichtungserklörungen zum Unterhalt
unehelicher Kinder . Der Ausschuh beantragt Annahme des Ge¬
setzes , was ohne Debatte geschieht .

Ueber den Antrag des Zentrums betr . Verwendung von Ver¬
sorgungsanwärtern im Reichs- , Staats - und Eemeindedienst er¬
stattet Abg. Schmitthenner Bericht. Der Antrag verlangt , bei
Aufnahme von Versorgungsanwärtern in den badischen Staats¬
und Eemeindedienst vorzüglich badische Landeskinder zu berücksich¬
tigen . — Der Rechtsvflegeausschuh beantragt , der Antrag des Zen¬
trums solle durch die Erklärung der Regierung für erledigt erklärt
werden . Das Zentrum stellte einen weiteren Antrag , wonach ge¬
eignete ortsansässige und ortskundige nichtvcrsorgungsberechtigte
Bewerber berücksichtigt werden können , selbst weiln auherbadische
Dersorgungsanwärter sich gemeldet haben . — Die beiden Anträge
begründet Abg. Kühn (Zentr .) . Man möge in erster Linie Badener
berücksichtigen , auf jeden Fall aber Badener , nicht zugunsten von
Nichtbadenern zurücksetzen. — Abg. Bock ( Kom.) wendet sich in
ironischer Weise gegen den Antrag .

Minister des Innern Dr . Remmele stellt fest, dah auch , wenn die
badische Regierung die Anregung des Antrags nach Berlin weiter¬
gibt , ein Erfolg kaum zu erwarten ist. Es bandelt sich um eine
Materie , bei der es gut ist , sie nicht allzu sehr zum Gegenstand von
Erörterungen in der Oeffentlichkeit zu machen . Man muh den ge¬
setzlichen Bestimmungen gerecht werden. Wir werden aber darauf
achten, dah badische Anwärter zugunsten auswärtiger Anwärter
nicht zurückgesctzt werden. — Der Ausschuhantrag wird hierauf an¬
genommen und der Ergänzüngsantrag des Zentrums abgelehnt .

Ueber ein Gesuch des badischen Gastwirteverbandes um strenge
Handhabung des Konzessionswesens erstattet Abg. Kühn den Aus-
lchubüericht . Der Ausschuh beantragt Abweisung des Gesuchs .
Die Gastwirte wenden sich vornehmlich gegen die Schankkonzessionen
an Svort - , Wald - und Bercinshäuser . Der Antrag des Ausschus¬
ses wurde mit allen Stimmen bei 6 Enthaltungen angenommen.

Um 7 Ubr wird die Sitzung abgebrochen und die nächste
Sitzung auf Mittwoch vormittag 9 Uür festgesetzt. Als erster Punktder Tagesordnug steht die Etatsrede des Finanzministers auf der
Tagesordnung .

Sport
Turnspielleiterkonferenz des 3 . Bezirks

Nicht nur der Futzballsport ist cs , der sich im Arbciterturn - und Tvort -
Sund immer weiter ausbrcitet , sondern auch die T u r n s p i c l v c w c -
g u n g macht ebenfalls Fortschritte und Überall werden die nötigen Vorar¬beiten in die Hand genommen, damit auch diese Bewegung einen der
Sache würdigen Ausstieg nimmt . Diese ersreulichc Entwicklung kann auchvom 8 . Bezirk (Karlsruhe — Psorzbcim ) des Arbeitcrturn - und Sportbun¬des berichtet werden , wie die am letzten Sonntag , den 22. Januar, , in :
Volkshaus in Karlsruhe stattgcfundcne Turnspicllciter - Kon -
s e r e n z bewies . Die Konsercnz war gegenüber anderen Jahren stärker
beschickt , was auf eine Zunahme der an den Turnspielen teilnehmendenVereine schließen lätzt. Turngenosse Fischer - Hagsseld , der Bezirks-
spiclleiter für Turnspiele , konnte der Versammlung einen inhaltsreichen
Jahresbericht vorlcgen , aus dem zu entnehmen ist , daß im abgc-
lausencn Jahre nicht nur die innere Organisation gefestigt wurde , son¬dern daß auch die Zahl der Spiele und Mannschaften ganz bedeutend zu -
genommcn hat . Es wurden Spiele im Rasfball , Faustball und Turne »
ausgetragen , insgesamt 32» Serienspicle von 70 Mannschaften . Auch dieTurncrinnen -Abtcilungen haben sich an den letztjährigcn Spielen beteiligt.Die K a s f e n v e r h ä l t u i s s.e sind gut zu nennen , allerdings hat die
Agitation unter der allgemeinen Arbcitsübcrhäusung der Bezirksspicl-leitcr zu leiden gehabt . Der vervielfältigt vorgelegte Tätigkeits - und
Kassenbericht wurde noch mündlich ergänzt durch die Sporrgcn . Fischer ,K r u st und S a u t c r . In einer lebhaften Aussprache, die sich sehr be¬
fruchtend gestaltete, wurden allerlei Fragen erörtert und so manche wert¬volle Anregung wurde zum Besten gegeben, svdatz zu hoffen ist , daß in
diesem Jahr ein noch größerer Ausstieg kommen wird . Unter Punkt 2
fanden die organisatiorischen und agitatorischen Belange ihre Erledigung .Die Neuwahlen gingen verhältnismäßig rasch von statten . Als Bc-
zirksspielleiter wurde wiederum Fischer- Hagsfeld gewählt . Ihm zur Seite
stehen zwei Abteilungsleiter und zwar A 1 h e i d t - Grötzingcu und S 0 n-
if' e n w a l d - Karlsruhe . Als Kassier wurde S a u t c r - Rintheim wie¬
der gewählt , als Schiedsrichter-Obmann R ö d - Mühlburg , als Schrift¬
führer Schmidt . Hagsseld. In den Protestausschuß wurden drei Sport -
genosien bestimmt. Nach Erledigung der Neuwahlen hielt TurngcnosseRedakteur E i s e I e ein Referat über Berichterstattung . Er gabdarin praktische Fingerzeige , wie die Berichterstattung gehandhabt wer¬
den soll und wie notwendig eine intensive Berichterstattung in der TagcS-
presse für die Aufwärtsentwicklung des Arbeiterturn - und Sportwcsens ist
Auch hieran schloß sich eine sehr sachliche Aussprache, in der verschiedene .
Wünsche und Anregungen vorgebracht wurden . Der letzte Punkt betraf
die Besprechung und Verabschiedung verschiedener Anträge .

Die Konferenz zeigte ein erfreuliches Bild , denn aus allen Ausführ¬
ungen , die gemacht wurden , kam der Wille zur tatkräfftacn Mitarbeit zumAusdruck und so dürste auch dies« Konsercnz zu Nutz und Frommen der
Turnspielbewegung tm speziellen und der Arbeitcrturn - und Sportbe¬
wegung im allgemeinen ausgefallen sein .

Briefkasten der Redaktton
Dp ., Daxlanden. Wenn das Klosett ohne Verschulden des Mieters

defekt wurde , braucht der Mieter für den Schaden nicht auszukommen,
sondern dann muß ihn der Hauseigentümer tragen , weil solche Reparaturen
zu den Instandsetzungen gehören. Ist sedoch der Mieter schuld, daß das
Klosett schadhaft wurde , so muß er auch für den Schaden aufkommen.

M „ Busenbach. Uns ist eine derartige Firma nicht bekannt. Wen¬
den Sie stch an die Handwerkskammer Mannheim , wo Sie sicherlich Aus¬
schluß erhalten .

I . B ., Oos . Wenn eine Ehefrau selbst im Arbeitsverhältnis steht , so
hat sie , auch wenn der Mann die Frauenermäßtgung genießt , selbst An¬
spruch auf Freilasiung des steuerfreien Lohnbetrages von dem Arbeitslohn .
Steuerfrei sind 100 M im Monat . Wenn Sie nur 80 Jt verdienen, brau¬
chen Sic auch keine Einkommensteuer zu bezahlen.

Kr . » ., Malsch. Wir raten Ihnen , eine Eingabe zu machen .


	[Seite 210]

